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gestärkt. Nun ist das im Grunde genommen nichts 
Schlechtes; denn Mehrheiten entscheiden im demo-
kratischen System, ganz klar.  

Aber zu einer Stärkung demokratischer Prozesse auf 
Kreisebene gehört vor allem eine Stärkung von Min-
derheiten! Davon findet sich aber überhaupt gar 
nichts im Gesetz. Weder die Rechte der einzelnen 
Kreistagsabgeordneten noch die der Gruppen oder 
der kleinen Fraktionen werden gestärkt. Man könnte 
sich auch ein Einzelantragsrecht oder Beteiligungs-
rechte von Gruppen in dem neuen Hauptausschuss 
vorstellen. Aber all das findet im vorliegenden Ent-
wurf keinen Eingang.  

So bleibt das wesentliche Element dieses Gesetzent-
wurfs, über die Wahlmöglichkeit zur Einführung von 
Beigeordneten-Stellen in großem Stil Pöstchen zu 
kreieren, für deren Kosten die Kommunen die Zeche 
zahlen. Den Gesetzentwurf lehnen wir daher in der 
vorliegenden Form ab. Zu unserem Änderungsan-
trag empfehlen wir natürlich die Zustimmung. Denn 
das würde das Anliegen des Gesetzes klarer und 
wahrer machen. – Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Herrmann. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, dass die we-
sentlichen Argumente zu diesem Gesetz zur Stär-
kung des Kreistages ausgetauscht worden sind.  

Die Frage, die sich stellt: Werden die Landräte 
schwächer, wenn die Kreistage stärker werden? Ich 
glaube, das ist eine Furcht vor zu viel Demokratie. 
Dass diese Furcht unberechtigt ist, darauf haben 
nicht nur die regierungstragenden Fraktionen hinge-
wiesen, sondern auch der Kollege Höne von der 
FDP-Fraktion. Ich zitiere ihn sinngemäß: Wenn die 
Kreistage politischer werden, dann ist das etwas, 
was uns Politikern gefällt. Meine Damen und Herren, 
ich finde, da hat Herr Höne von der FDP-Fraktion 
durchaus recht. 

(Beifall von Michael Hübner [SPD]) 

Es geht also nicht darum, Macht einzuschränken, 
sondern es geht darum, ehrenamtlichen Mandatsträ-
gern in Kreistagen mehr Gestaltungsspielraum zu 
geben. Frau Thönnissen, das viel diskutierte Rück-
holrecht ist ein Instrument, das wir heute schon in der 
Gemeindeordnung für die Räte haben. Mein Ein-
druck ist, dass das äußerst zurückhaltend genutzt 
wird. Es gibt keinerlei Hinweis darauf, dass die Kreis-
tage mit diesem Rückholrecht zukünftig nicht verant-
wortungsvoll umgehen werden. 

Die eigentliche Frage, die wir uns stellen müssten, 
meine Damen und Herren, lautet: Was haben die 
Bürgerinnen und Bürger davon? Wir als Landesre-
gierung meinen, dass die Menschen im Kreis durch 
die Stärkung der Kreistage mehr Möglichkeiten ha-
ben, sich aktiv und konstruktiv in Gestaltungspro-
zesse des Kreistages einzubringen. Deshalb emp-
fiehlt die Landesregierung, diesem Gesetzentwurf 
zuzustimmen. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr Mi-
nister Jäger. – Da keine weiteren Wortmeldungen 
vorliegen, schließe ich an dieser Stelle die Ausspra-
che zu Tagesordnungspunkt 9. 

Wir kommen zur Abstimmung, erstens über den Än-
derungsantrag der Fraktionen der Piraten Drucksa-
che 16/13780. Wer möchte diesem Änderungsantrag 
zustimmen? – Das sind die Piraten. Wer stimmt da-
gegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU und 
FDP. Möchte sich jemand enthalten? – Der fraktions-
lose Abgeordnete Schulz. Mit dem festgestellten Ab-
stimmungsergebnis ist damit der Änderungsantrag 
der Fraktion der Piraten Drucksache 16/13780 ab-
gelehnt. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache 16/12362. Der Ausschuss 
für Kommunalpolitik empfiehlt in Drucksache 
16/13707, den Gesetzentwurf in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses anzunehmen. Damit 
kommen wir jetzt zur Abstimmung über die Beschlus-
sempfehlung und nicht über den Gesetzentwurf 
selbst.  

Wer der Beschlussempfehlung seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und die FDP. Wer 
stimmt dagegen? – CDU, die Piraten und der frakti-
onslose Abgeordnete Schulz. Gibt es Enthaltungen 
im Haus? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die Be-
schlussempfehlung Drucksache 16/13707 mit 
dem festgestellten Abstimmungsergebnis angenom-
men und der Gesetzentwurf Drucksache 16/12362 
in der Fassung der Beschlüsse des Ausschusses 
in zweiter Lesung verabschiedet.  

Ich rufe auf:  

10 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Kur-
orte im Land Nordrhein-Westfalen und zur Än-
derung kommunalrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/13536
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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/13708 – Neudruck 

zweite Lesung 

Der Ihnen bereits verteilte Änderungsantrag Druck-
sache 16/13781 wurde gemäß unserer Geschäfts-
ordnung zurückgezogen.  

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich darauf verständigt, die Reden zu Protokoll   zu 
geben. Das ist auch erfolgt. (Anlage 2) 

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung, und zwar 
über den Gesetzentwurf. Der Ausschuss für Kommu-
nalpolitik empfiehlt in Drucksache 16/13708 in der 
Fassung des Neudrucks, den Gesetzentwurf Druck-
sache 16/13536 unverändert anzunehmen.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf und nicht über die Beschlussempfehlung. Wer 
dem Gesetzentwurf seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind SPD, Bündnis 90/Die Grünen, die CDU-
Fraktion, die FDP-Fraktion, die Piratenfraktion und 
der fraktionslose Abgeordnete Schulz. Möchte je-
mand dagegen stimmen? – Das ist nicht der Fall. 
Sich enthalten? – Auch nicht der Fall. Dann ist der 
Gesetzentwurf Drucksache 16/13536 in zweiter 
Lesung einstimmig angenommen und verabschie-
det.  

Ich rufe auf:  

11 Gesetz zur Stärkung der Versorgung bei 
Pflege und zur Änderung weiterer Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/13702 

erste Lesung 

Herr Minister Groschek hat in Vertretung von Herrn 
Finanzminister Dr. Walter-Borjans die Rede zu Pro-
tokoll gegeben. Eine weitere Aussprache ist heute 
nicht vorgesehen. (Anlage 3) 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs Druck-
sache 16/13702 an den Innenausschuss. Möchte 
jemand gegen diese Überweisung stimmen? – Sich 
enthalten? – Beides ist nicht der Fall. Dann haben wir 
so überweisen, und die Gesetzesberatung nimmt ih-
ren Lauf.  

Bevor ich Tagesordnungspunkt 12 aufrufe, möchte 
Herr Kollege Olejak zur Geschäftsordnung reden. Ich 
hatte vorhin ja schon einmal darauf hingewiesen, wie 
die Regeln zur Geschäftsordnungsdebatte sind. Bitte 
schön.  

Marc Olejak (PIRATEN): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin! Vorausschauend auf TOP 12 möchte ich nur 
ganz kurz anmerken: Falls Sie sich über das Verfah-
ren wundern, dass wir eine gemeinsame Behand-
lung der ersten und zweiten Lesung ohne Debatte im 
großen Einvernehmen aller Fraktionen vornehmen, 
möchte ich darauf hinweisen, dass dies absolut zu-
lässig und möglich ist. Wir haben uns im Vorfeld da-
rauf verständigt. Von daher möchte ich mich für die-
sen großen Konsens bei allen bedanken. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Es ist etwas unge-
wöhnlich, weil das jetzt nicht zur Geschäftsordnung 
war. Die Spielregeln, die es für persönliche Erklärun-
gen gibt … – Wie dem auch sei, vielleicht wollte Herr 
Olejak so freundlich sein und einen Teil dessen, was 
ich sonst vorgetragen hätte, übernehmen.  

Dann rufe ich jetzt auf:  

12 Gesetz zur Aufnahme der Deutschen Hoch-
schule der Polizei in das Hochschulgesetz 
NRW (Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Hochschulen des Landes Nordrhein-West-
falen) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU,  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/13689 – Neudruck  

erste Lesung 

Und: 

zweite Lesung 

Wie Sie eben schon gehört haben, ist eine Ausspra-
che nicht vorgesehen.  

Wir kommen zur ersten und unmittelbar danach zur 
zweiten Lesung.  

Ich komme daher zur Abstimmung im Rahmen der 
ersten Lesung des Gesetzentwurfs Drucksache 
16/13689 in der Fassung des Neudrucks. Wer die-
sem Gesetzentwurf in erster Lesung zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP, die 
Piratenfraktion sowie der fraktionslose Abgeordnete 
Schulz. Gibt es Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-
gen? – Beides ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetz-
entwurf Drucksache 16/13689 – Neudruck – in ers-
ter Lesung angenommen.  
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